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Ein Atomkraftwerk in Hinkley 
Point: Das Ende des 
europäischen Binnenmarkts? 

AM AKTUELLEN RAND  von von Christian von Hirschhausen

Die jüngste Entscheidung der Europäischen Kommission, 
die Subventionierung des Baus eines neuen Atomkraftwerks 
in Großbritannien, am Standort Hinkley Point, durchzu-
winken und nicht wegen unerlaubter staatlicher Beihilfe 
zu stoppen, könnte der Sargnagel für den seit langem 
beschworenen europäischen Energiebinnenmarkt sein. Viele 
Anhänger der Idee dieses Binnenmarkts dürften durch diese 
Entscheidung vergrault werden. Denn tatsächlich ist die 
Begründung, mit der die EU-Kommission grünes Licht für 
den ersten Neubau eines Atomkraftwerks im Vereinigten 
Königreich seit mehreren Jahrzehnten gibt, an Absurdi-
tät nicht zu übertreffen: Es liege ein „Marktversagen“ vor, 
welches es angeblich trotz guter Rahmenbedingungen nicht 
erlaube, das Atomkraftwerk regulär zu finanzieren. Dabei 
wurde nicht nur vernachlässigt, dass die Subventionen – da-
runter eine über 35 Jahre garantierte Zahlung – wesentlich 
über der Unterstützung anderer Technologien liegen, sogar 
über der für erneuerbare Energien. Auch vernachlässigt 
die Entscheidung die Tatsache, dass seit der Zündung der 
ersten Atombombe im Jahr 1945 unter wettbewerblichen 
Marktbedingungen weltweit kein einziges Atomkraft-
werk gebaut worden wäre. Dass ein Konsortium aus dem 
französischen Staatskonzern Eléctricité de France (EdF) und 
einem chinesischen Energiefonds zu dieser Regel eine Aus-
nahme darstellen sollte, ist eher unplausibel.

Dennoch ist der Reflex, die europäische Energiepolitik jetzt 
in Bausch und Bogen zu verdammen, falsch. Zum einen 
bedeutet die Entscheidung keineswegs, dass ausgerechnet 

die teuerste und gefährlichste aller Energietechnologien 
tatsächlich auch zur Anwendung kommt. Mit den bei-
den laufenden Atomneubauprojekten in Frankreich und 
Finnland hat sich die Industrie durch Fehlplanungen und 
Zeitverzögerungen dermaßen vertan, dass vor deren Fertig-
stellung, die seit Jahren regelmäßig weiter in die Zukunft 
verschoben wird (und nun etwa für das Jahr 2020 erwar-
tet wird), keine Entscheidung für einen weiteren Neubau 
fallen dürfte. Auch wird wohl die von der österreichischen 
Regierung angekündigte Klage gegen die Entscheidung der 
EU-Kommission erfolgreich sein – schließlich ist der Subven-
tionstatbestand sonnenklar.

Vor allem bedarf es aber auch in Zukunft einer europäi-
schen Koordinierung energie- und klimapolitischer Ziele, 
bezüglich derer in der kommenden Zeit wichtige Entschei-
dungen anstehen, etwa zur Reduktion der Treibhausgase, 
dem Anteil erneuerbarer Energieträger sowie der Energie-
effizienz. Des Weiteren gibt es durchaus Fortschritte bei 
der europäischen Energiepolitik, so bei der grenzüber-
schreitenden Koordinierung von Strommärkten und der 
Planung des Netzausbaus. Darüber hinaus darf man nicht 
vergessen, dass auch die deutsche Energiewirtschaft 
und die Verbraucher von den europäischen Binnenmarkt-
reformen „top down“ der 90er Jahre profitiert haben, 
unter anderem durch das Aufbrechen monopolistischer 
Strukturen und der vertikalen Trennung der Stromnetzbe-
treiber. Ohne Europa wäre die Energiewende undenkbar 
gewesen!
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